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zeitgleich einen hinreichenden Schutz von Asylsuchen-
den und Flüchtlingen zu gewährleisten. Zwar erwähnen 
beide Zusatzprotokolle in ihrer Präambel, dass die Staa-
ten die P!ichten aus der GFK einzuhalten haben – ent-
halten jedoch darüber hinaus keine Bestimmungen, wie 
dies konkret auszugestalten ist.

Ohne ausführliche Schutzvorschri"en besteht die Ge-
fahr, dass Staaten ihre !üchtlings- und menschenrecht-
lichen Verp!ichtungen vernachlässigen und sich dabei 
hinter den Normen zur Umsetzung der Zusatzproto-
kolle verstecken, die strenge Grenzkontrollen vorsehen, 
um so dem Bedürfnis nach erhöhter nationaler Sicher-
heit gerecht zu werden.55 Es darf dabei jedoch nicht au-
ßer Acht gelassen werden, dass sowohl Menschenhandel 
als auch Menschenschleusung Opfer hervorbringen, die 
es zu schützen gilt. Darüber hinaus ergibt sich ein wei-
teres Problem. Staaten behandeln Menschenhandel und 

-schleusung weithin allein als ein Phänomen internatio-
naler organisierter Kriminalität und reagieren mit im-
mer schärferen Grenzkontrollen, ungeachtet des Parado-
xons, dass Flüchtlinge und Asylsuchende aufgrund der 
verstärkten Grenzkontrollen immer mehr auf die „Hil-

55 Mary A. Young, Su#olk Transnat’l L. Rev. 2004, S. 101 (103).

fe“ von Schleusern/innen und Menschenhändlern/innen 
zurückgreifen. 

Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, den Phäno-
menen von Menschenhandel und Menschenschmuggel 
ganzheitlich, d. h. aus menschenrechtlicher und zugleich 
aus der Perspektive der Verbrechensbekämpfung, entge-
genzutreten. Dem werden die UN-Zusatzprotokolle so-
wie die auf sie bezogenen europarechtlichen und natio-
nalen Regelungen nicht gerecht. 

V. Fazit

Das ausdi#erenzierte System der Stra"atbestände für 
Ausländer/innen und Dritte im Zusammenhang mit ir-
regulärer Immigration, unterstreicht das Interesse der 
europäischen Staaten, sich vor unregulierter Einreise zu 
schützen. Dieses an sich legitime Ziel darf jedoch nicht 
beliebig auf Kosten der Flüchtlings- und Menschenrech-
te der Migrierenden verfolgt und durchgesetzt werden. 
Für das Strafrecht bedeutet dies, dass es nicht über seine 
Funktion als ultima ratio des Rechtsgüterschutzes hin-
aus zu einem Zuwanderungsregulator umfunktioniert 
werden darf. Zudem ist es wünschenswert, dass huma-
nitär gebotene Handlungen ausdrücklich von der Straf-
barkeit ausgenommen werden.

Am 26.03.2009 trat das zwei Jahre zuvor von der UN-
Generalversammlung in New York verabschiedete Über-
einkommen über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen1 [BRK] auch in der Bundesrepublik in Kra".2 Ziel 
dieses von mittlerweile 109 Staaten3 rati$zierten völker-
rechtlichen Vertrages ist es, den vollen und gleichberech-
tigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfreihei-
ten durch alle Menschen mit Behinderungenzu schützen 
und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen inne-
wohnenden Würde zu fördern.4

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg.
1 UN GA Res. 61/106 of 13 December 2006, auch UN-Behinderten-
rechtskonvention oder kurz BRK genannt.
2 BGBl II 2008/35, S. 1419–1457.
3 United Nations Treaty Collection (UNTC), Chapter IV, Human 
Rights, 15. Convention (Stand 23.01.2012). 
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Welche  Bedeutung der BRK zukommt, ist in mehreren 
Bereichen erkennbar: Völkerrechtlich ist sie Wegbereiter 
für viele Modernisierungen wie die Beitrittsmöglichkeit 
regionaler Organisationen5 oder die Mitwirkungsmög-
lichkeit nationaler Menschenrechtsverbände und -grup-
pierungen bei der Vertragsgestaltung. Behindertenpoli-
tisch stellt sie den vorläu$gen Höhepunkt eines sich seit 
Beginn der 90er Jahre auf nationaler Ebene wandelnden 
Begri#sverständnisses dar. Um Entwicklung (I) und Be-
deutung (II) dieses Begri#sverständnisses soll es im Fol-
genden gehen. 

4 Vgl. Art. 1 I BRK.
5 Art. 42 u. 44 BRK sowie Art. 12 des dazu gehörenden Fakultativ-
protokolls.
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I. Sprachliche Entwicklung des Begriffes 
„Behinderung“

1. Vor- und frühindustrielle Zeit (19. Jahrhundert 
bis 1870)
Im 19. Jahrhundert gab es in der deutschen Sprache kei-
nen Begri#, der alle Menschen mit Behinderungen ver-
schiedenster Art eingeschlossen hätte. Insbesondere 
wurde der Begri# des Behinderten noch nicht im über-
tragenen Sinne für Menschen mit Behinderungen ver-
wendet. Vielmehr gab es damals eine Vielzahl von un-
terschiedlichen Bezeichnungen, die allesamt negativ 
konnotiert waren, wie Krüppel, Idiot, Schwachsinniger 
oder Blöder.6 In der Mitte des 19. Jahrhunderts verfestig-
te sich schließlich der Begri# des Krüppels für Menschen 
mit körperlichen Beeinträchtigungen im deutschen 
Sprachgebrauch. Krüppel ist hierbei eine Ableitung des 
Wortes crupel, das sich bis ins 11. Jahrhundert in die Re-
gion des Rheinlandes zurückverfolgen lässt.7 Mit ihm 
brachte man Ende des 19. Jahrhunderts Armut, Not und 
Besessenheit in Verbindung. Anders als bei den körper-
behinderten Menschen konnte sich im Sprachgebrauch 
keine zentrale Bezeichnung für geistige Beeinträchti-
gungen durchsetzen, sodass unterschiedlichste Begrif-
fe, wie Idiot oder Schwachsinniger, synonym verwendet 
wurden.

2. Hochindustrialisierung im Kaiserreich 
(1870–1914)
Mit der sich an die Industrielle Revolution anschließen-
de Hochindustrialisierung im neugegründeten Deut-
schen Kaiserreich8 und der Entwicklung hin zu einem 
modernen Industriestaat änderte sich auch die Situati-
on der körperbehinderten Menschen drastisch. Durch 
die innerdeutschen Wanderungsbewegungen und die 
verstärkte Urbanisierung wurde das soziale Netzwerk 
zerrissen, das zuvor die Menschen mit körperlichen Be-
einträchtigungen getragen hatte.9 Der preußische Gesetz-
geber sah zwar die durch den gesellscha"lichen Wandel 
entstandenen sozialen Missstände und verabschiedete 
in diesem Kontext auch das Gesetz über den Unterstüt-
zungswohnsitz10 zur Sicherstellung einer geschlossenen 
Fürsorge. Jedoch vergaß er, die Gruppe der körperbehin-
derten Menschen in den Schutzbereich der Regelung mit 
einzubeziehen. Dieser Aufgabe nahm sich schließlich die 
Innere Mission an.11 Die Innere Mission bezeichnet eine 

6 Hans-Walther Schmuhl, Exklusion und Inklusion durch Sprache – 
Zur Geschichte des Begri#s Behinderung, 2010, S. 11.
7 Jakob Langer, Die Bedeutung des Oskar-Helene-Heims für die Kör-
perbehindertenpädagogik unter besonderer Berücksichtigung der Ar-
beit Konrad Biesalski, 2009, S. 9.
8 Reichsgründung am 18.01.1871 im Schloss Versailles.
9 Horst Frehe, Zur historischen Entwicklung der Diskriminierung 
Behinderter, 1997, S. 12. 
10 Preußisches Gesetz, betre#end die Ausführung des Bundesge-
setzes über den Unterstützungswohnsitz vom 08.03.1871 (PrGBl 1871 
S. 130 #.).
11 Hans-Walther Schmuhl, Exklusion und Inklusion, 2010, S. 15.

Initiative innerhalb der evangelischen Kirche, die unter 
anderem auf Johann Hinrich Wichern zurückgeht und 
als kirchliche Antwort auf die Soziale Frage im 19. Jahr-
hundert zu verstehen ist.12 So entstand gegen Ende des 
19. Jahrhunderts eine evangelische Körperbehinderten-
fürsorge, die verteilt im ganzen Kaiserreich Einrichtun-
gen unterhielt. Gleichzeitig stiegen die Orthopädie und 
die Psychiatrie zu selbständigen medizinischen Diszipli-
nen auf, die sich im Rahmen ihrer Forschung intensiv 
mit der Entstehung und Behandlung körperlicher und 
geistiger Behinderungen auseinandersetzten. Vor die-
sem Hintergrund kam es 1906 im Deutschen Reich auf 
Anregung des Orthopäden Konrad Biesalski zur sog. 
reichsweiten Krüppelzählung. Diese Zählung, bei der 
rund 60.000 jugendliche Krüppel im Reichsgebiet erfasst 
wurden, spielt für die sprachliche Begri#sentwicklung 
eine bedeutende Rolle: Von nun handelte es sich beim 
Begri# des Krüppels nicht mehr nur um ein umgangs-
sprachliches Schimpfwort oder um ein Begri# der Inne-
ren Mission, von da an besaß die Bezeichnung sozialpo-
litischen Gehalt.13 

3. Der Erste Weltkrieg (1914–1918) und seine 
Folgen
Einen weiteren Einschnitt in der sprachlichen Entwick-
lung stellten der Erste Weltkrieg14 und seine Folgen für 
die deutsche Gesamtbevölkerung dar. Durch den Ein-
satz neuer Kriegswa#en und der gleichzeitig verbesser-
ten medizinischen Versorgung kamen viele Soldaten mit 
Verstümmelungen und Entstellungen aus dem Gefecht 
zurück. Die Soldaten, die ihre körperliche Integrität im 
Kampf für das Vaterland riskiert hatten, wehrten sich 
vehement gegen die stark negativ konnotierte Bezeich-
nung als Krüppel. Nach he"igen Protestaktionen verbot 
die Militärführung den Begri# des Kriegskrüppels und 
schrieb von nun an die Bezeichnung Kriegsbeschädigter 
vor.15

a) Verordnung über die Behandlung 
Schwerbeschädigter (1919) 
Mit der Verordnung über die Behandlung Schwerbeschä-
digter16 reagierte auch der Weimarer Gesetzgeber auf 
das neu au%ommende, sozialpolitische Problem. Hier-
nach war der Arbeitgeber verp!ichtet, ein Prozent sei-
ner Arbeitsplätze mit Schwerbeschädigten zu besetzen. 
Als Schwerbeschädigter im Sinne dieser Verordnung galt 
jeder Kriegsbeschädigte, dessen Erwerbsfähigkeit um 

12 Sylvia E. Kleeberg, Die Innere Mission und die Anfänge der Sozi-
algesetzgebung, 2010, S. 24.
13 Klaus-Dieter !omann, Der „Krüppel“: Entstehen und Verschwin-
den eines Kamp&egri#es, Medizinhistorisches Journal 27 (1992), 
S. 241 (243). 
14 Vom 05.08.1914 bis zum Inkra"treten der Wa#enstillstandsver-
einbarung am 11.11.1918.
15 Hans-Walther Schmuhl, Exklusion und Inklusion, 2010, S. 51.
16 Reichsverordnung über die Beschä"igung Schwerbeschädigter 
vom 09.01.1919 (RGBl I 1919 S. 28).
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mindestens 50 Prozent gemindert war.17 Diese gesetzli-
che Einstellungsp!icht war die erste ihrer Art auf deut-
schem Boden und somit Vorläufer der heute geltenden 
P!icht der Arbeitgeber zur Beschä"igung schwerbehin-
derter Menschen aus § 71 SGB IX.

b) Preußisches Krüppelfürsorgegesetz (1920)
Nur ein Jahr später wurde das Preußische Krüppelfürsor-
gegesetz18 verabschiedet. Dieses Gesetz ist in zweifacher 
Hinsicht von Bedeutung: Zum einen beinhaltete es den 
ersten Rechtsanspruch auf eine orthopädische 'erapie 
und Rehabilitation. Zum anderen sorgte es dafür, dass 
Menschen mit körperlichen Behinderungen, die diese 
nicht im Krieg erlangt hatten, weiterhin als Krüppel be-
zeichnet wurden. Das Wort Krüppel erlangte 1920 erst-
mals eine juristisch de$nierte Bedeutung.19

4. Weltwirtschaftskrise (1929) und NS-Staat 
(1933–1945)
Die Weltwirtscha"skrise und die kurz darauf folgende 
Machtübernahme durch Adolf Hitler sollten die Lage 
der Menschen mit Behinderungen gravierend verändern. 
Die durch die Weltwirtscha"skrise beein!usste ange-
spannte Arbeitsmarktsituation in den 30er Jahren be-
wegte den nationalsozialistischen Machthaber dazu, in 
den Menschen mit körperlicher Behinderung eine ver-
borgene, noch nicht genutzte Arbeitergruppe zu sehen.20 
In diesem Kontext muss auch das Gesetz über die Schul-
p"icht21 geistig und körperlich behinderter Kinder aus 
dem Jahre 1938 verstanden werden, womit sich der Ge-
setzgeber eine Vorbereitung der Kinder auf die Arbeits-
welt versprach. Die Verabschiedung dieses Gesetzes stellt 
gleichzeitig auch die Ablösung des Begri#es Krüppel und 
die Einführung des Begri#es Behinderter dar, wenn auch 
nur beschränkt auf den Bereich der körperlichen Behin-
derungen. Mit der nationalsozialistischen Erbgesund-
heitspolitik nach 1933 verfolgte der NS-Apparat gleich-
zeitig das Ziel, die eigene Bevölkerung nach Wert und 
Leistungsbereitscha" zu selektieren.22 Hiervon waren 
auch die Menschen mit körperlicher Behinderung be-
tro#en. Einige $elen unter das Gesetz zur Verhütung erb-
kranken Nachwuchses23[GezVeN], das eine Sterilisation 
der betro#enen Personen vorsah. So mussten sich Tau-
sende Menschen, die beispielsweise unter erblicher Blind- 
oder Taubheit litten (§ 1 II Nr. 6 u. 7 GezVeN), einer nicht 

17 Wiedemann, Edgar/Kunz, Eduard, Das Schwerbehindertenrecht 
einschließlich Vergünstigungswesen, 1984, S. 9 f.
18 Gesetz, betre#end die ö#entliche Krüppelfürsorge, vom 06.05.1920 
(PrGBl 1920 S. 280 #.)
19 Klaus-Dieter !omann, Medizinhistorisches Journal 27 (1992), 
S. 241 (255).
20 Hans-Walther Schmuhl, Exklusion und Inklusion, 2010, S. 76.
21 Geregelt in § 6 des Gesetzes über die Schulp!icht im Deutschen Reich 
(Reichsschulp!ichtgesetz) vom 06.06.1938 (RGBl I 1938, S. 799–801).
22 Christian Ganssmüller, Die Erbgesundheitspolitik im Dritten 
Reich, 1987, S. 41.
23 Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses [GezVeN] vom 
14.07.1933 (RGBl I 1933, S. 529).

gewollten Zwangssterilisation unterziehen.24 Anders als 
die Menschen mit körperlichen Behinderungen, deren 
Arbeitskra" zur damaligen Zeit unverzichtbar war, hatte 
der NS-Machthaber für Menschen mit geistigen Behin-
derungen keine Verwendung. Der NS-Machthaber sah 
in den geistig Behinderten eine sog. Ballastexistenz25, die 
keinen Nutzen sondern lediglich eine Belastung für das 
deutsche Volk darstelle. Man geht davon aus, dass bis 
1945 über 100.000 Menschen mit geistigen Behinderun-
gen, darunter auch viele Kinder, im Rahmen des staatli-
chen Euthanasie-Programmes ermordet wurden.26

5. Nachkriegszeit (ab 1945)
Der Nachkriegsgesetzgeber sah sich ähnlich wie nach 
dem Ersten Weltkrieg mit dem Problem konfrontiert, 
dass durch die Kriegshandlungen eine Vielzahl von 
Menschen mit körperlichen Behinderungen versorgt 
werden musste. Die Volkszählung 1950 ergab, dass 
über eine Million körperlich behinderte Menschen in 
der BRD lebten. Hierauf reagierte der Gesetzgeber mit 
dem Gesetz über die Beschä#igung Schwerbeschädigter27, 
das unter anderem eine Ausgleichsabgabe vorsah.28 Das 
Recht auf bevorzugte Unterbringung in Arbeit konnte 
aufgrund der großen Anzahl von Menschen mit Behin-
derungen nicht mehr gehalten werden. Die Arbeitgeber 
konnten sich fortan von der P!icht zur Beschä"igung 
Schwerbeschädigter durch Zahlung einer Ausgleichs-
abgabe befreien. Auf die immer stärker werdenden Be-
mühungen und Proteste von Seiten karitativer Einrich-
tungen, die für die Ausweitung des Behindertenbegri#es 
auch auf Menschen mit geistigen Behinderungen protes-
tierten, verabschiedete der Gesetzgeber 1961 das Bun-
dessozialhilfegesetz [BSHG].29 In diesem Gesetz war nun 
zum ersten Mal eine sprachliche Gleichsetzung von kör-
perlichen, geistigen und seelischen Behinderungen vor-
genommen worden, die nicht nur auf sprachlicher, son-
dern auch auf gesellscha"licher Ebene zu einer sozialen 
Anpassung führen sollte.30  Das BSHG sollte einen Wen-
depunkt in der sprachlichen Entwicklung des Behinder-
tenbegri#es darstellen. Man versuchte nun, den behin-
derten Mitmenschen im Rahmen der Fürsorgereform in 
das gesellscha"liche Leben, insbesondere in den Arbeits-
markt, zu integrieren. Mit dem Arbeitsförderungsgesetz 
(1969) – eine Reaktion auf die Vollbeschä"igung – wur-
den unter anderem die Werkstätten für Menschen mit 

24 Christian Ganssmüller, Die Erbgesundheitspolitik im Dritten 
Reich, 1987, S. 71.
25 Begri(ichkeit geht auf den Psychiater Alfred E. Hoche zurück, 
der als Mitverfasser an der Schri" „Die Freigabe der Vernichtung le-
bensunwerten Lebens“ (10.04.1920) beteiligt war. 
26 Christian Ganssmüller, Die Erbgesundheitspolitik im Dritten 
Reich, 1987, S. 121.
27 Gesetz über die Beschä"igung Schwerbeschädigter (Schwerbe-
schädigtengesetz) vom 16.06.1953 (BGBl 1953/28, S. 389–401).
28 Vgl. § 9 Schwerbeschädigtengesetz.
29 Bundessozialhilfegesetz vom 30.06.1961 (BGBl 1961/46, S. 815–
841). Seit 01.01.2005: SGB XII.
30 Hans-Walther Schmuhl, Exklusion und Inklusion, 2010, S. 87.
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Behinderungen eingeführt. Ziel dieser Einrichtung ist 
das Angebot einer angemessenen beru"iche Bildung für 
Menschen mit Beeinträchtigungen. Unter dieser Formu-
lierung hat man die Erhaltung, Entwicklung und Wie-
dergewinnung der Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit der 
dort beschä"igten Menschen zu verstehen.31

a) Übergang vom Kausal- zum Finalprinzip
Große Bedeutung kommt auch dem Gesetz zur Siche-
rung der Eingliederung Schwerbehinderter in Arbeit, Be-
ruf und Gesellschaft (kurz: Schwerbehindertengesetz 
bzw. SchwbG) aus dem Jahr 1974 zu, das den Übergang 
vom Kausal- zum Finalprinzip darstellt.32 Von nun an 
fasste der Gesetzgeber unter dem Begri# der Behinde-
rung all die Personengruppen zusammen, die einen An-
spruch auf rehabilitative Hilfe haben. Die Ursache oder 
der Schweregrad der Behinderung spielte, anders als 
noch beim Kausalprinzip, keine Rolle mehr. Genau wie 
bei vorherigen Regelungen33 wurde der Behindertenbe-
gri# über den Bezugspunkt der Erwerbsfähigkeit de$-
niert. Dies sollte sich 1986 durch die Novelle des Geset-
zes zur Sicherung der Eingliederung Schwerbehinderter in 
Arbeit, Beruf und Gesellscha# ändern, die den Terminus 
Minderung der Erwerbsfähigkeit durch Grad der Behin-
derung ersetzte.

b) Sonderschulzuweisung-Entscheidung des  
BVerfG (1997)
Das BVerfG sah sich in seinem 60-jährigen Wirken erst 
einmal mit dem Begri# der Behinderung konfrontiert. 
Im Rahmen der Sonderschulzuweisung-Entscheidung 
im Jahr 1997 musste sich das BVerfG mit der Verfas-
sungsbeschwerde einer körperbehinderten Schülerin aus 
Niedersachsen auseinandersetzen, die nach vier Jahren 
in einer Integrierten Gesamtschule von der Schulbehör-
de gegen ihren Willen auf eine Sonderschule für Körper-
behinderte überwiesen wurde.34 Die erste Kammer des 
1. Senats verstand damals unter Behinderung nicht nur 
ein Anderssein, das sich regelmäßig im Zusammenwir-
ken mit gesellscha"lichen Vorurteilen auswirkt, sondern 
auch eine persönliche Eigenscha", die die Lebensfüh-
rung für den Betro#enen im Verhältnis zum Nichtbe-
hinderten unabhängig von einem solchen Einstellungs-
wandel grundsätzlich erschwert.35 

c) Neuntes Sozialgesetzbuch (2001)
Am 01.06.2001 trat das SGB IX36 in Kra", das das Rehabi-
litations- und Schwerbehindertenrecht zusammenfasste 

31 Horst H. Cramer, Werkstätten für behinderte Menschen-Kom-
mentar, S. 13.
32 !omas Raithel, Die Rückkehr der Arbeitslosigkeit: Die Bundesre-
publik Deutschland im europäischen Kontext 1973 bis 1989, 2009, S. 28.
33 Vgl. Verordnung über die Behandlung Schwerbeschädigter (1919), 
Reichsschulp!ichtgesetz (1938) oder Arbeitsförderungsgesetz (1969).
34 BVerfGE 96, 288 (289).
35 BVerfGE 96, 288 (291).
36 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - Rehabilitation und Teilhabe be-

und weiterentwickelte. Das SGB IX enthält mehr als 60 
Verbesserungen zum alten Recht. So wurde unter ande-
rem dem besonderen Hilfebedarf von Frauen mit Behin-
derung, insbesondere behinderter Mütter und Alleiner-
ziehender mit behinderten Kindern, Rechnung getragen. 
In § 2 I des Gesetzes heißt es: „Menschen sind behindert, 
wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder 
seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit län-
ger als sechs Monate von dem für das Lebensalter typi-
schen Zustand abweichen und ihre Teilhabe am Leben in 
der Gesellscha" beeinträchtigt ist.“ Mit dieser Formulie-
rung knüp"e der damalige Gesetzgeber an den von der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) auf der 54. Voll-
versammlung im Mai 2001 entwickelten Behinderungs-
begri# der International Classi$cation of Functioning, 
Disability and Health [ICF]37 an.38 Bei diesem neuen Klas-
si$zierungssystem sind nun nicht mehr die De$zite ei-
ner Person maßgeblich, sondern die für die betre#ende 
Person relevanten Fähigkeiten und die soziale Teilhabe. 
Insbesondere wurde der bis dato übliche, stark umstritte-
ne Begri# handicap durch die Kategorie der participation 
(Teilhabe) ersetzt.39 Die ICF versteht unter einer Behinde-
rung das Ergebnis der negativen Wechselwirkungen zwi-
schen einer Person mit einem Gesundheitsproblem und 
ihren Kontextfaktoren wie Durchführung von Aktivitä-
ten oder Partizipation an bestimmten Lebensbereichen.40

d) UN-Behindertenrechtskonvention (2006)
Nach Art. 1 II BRK zählen zu den Menschen mit Behin-
derungen im Sinne der Konvention all diejenigen, die 
langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnes-
beeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwir-
kungen mit verschiedenen Barrieren an der vollen und 
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellscha" hindern 
können. Die BRK grei" damit das Begri#sverständnis 
des ICF auf, wobei der Schwerpunkt auf dem diskrimi-
nierenden Element Barriere liegt. Ansatzpunkte beim 
Verständnis von Behinderung sind nun vielmehr die äuße-
ren, gesellscha"lichen Bedingungen, die behinderte Men-
schen aussondern und diskriminieren.41 

II. Über die Notwendigkeit der UN-
Behindertenrechtskonvention

Welche Bedeutung die BRK für Menschen mit Behinde-
rungen hat, wird erst deutlich, wenn man sich die recht-
lichen und gesellscha"lichen Auswirkungen vor Augen 

hinderter Menschen vom 19.06.2001 (BGBl I 2001/27, S. 1046–1140).
37 Vgl. die o)zielle ICF-Seite der WHO, http://www.who.int/classi$-
cations/icf/en/ (27.01.2012).
38 Marion Götz, in: Kossens/u. a., SGB IX mit BGG, 3. Au!age 2008, 
§ 2 Rn. 5 f.
39 Felix Welti, Behinderung und Rehabilitation im sozialen Rechts-
staat, 2005, S. 102 #.
40 Vgl. die deutsche Fassung der ICF mit Stand vom 10/2004, http:// sf-
bb.berlin-brandenburg.de/sixcms/media.php/5488/ICF.pdf (31.01.2012).
41 !eresia Degener, Die UN-Behindertenrechtskonvention als In-
klusionsmotor, RdJB (2/2009), S. 200 (200).
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hält, die mit dem Vorliegen einer Behinderung verbun-
den sind.

Der 1993 verö#entlichte Abschlussbericht der UNO über 
die Lage der Menschenrechte von Menschen mit Behin-
derungen brachte die traurige Wahrheit zutage, dass 
Menschenrechtsverletzungen für viele Behinderte zum 
Alltag gehören.42 Der Bericht o#enbarte auch eine Viel-
zahl von versteckten Menschenrechtsverletzungen in der 
Bundesrepublik Deutschland. Nur wenige Missstände 
gelangen über die Medien in den Fokus der Ö#entlich-
keit. Regelmäßig sind es Menschenrechtsinstitute oder 
Interessenverbände, die im Rahmen ihrer Au%lärungs-
arbeit hierauf aufmerksam machen. Die folgenden Bei-
spiele haben sowohl in den Medien als auch in der Wis-
senscha" für Aufsehen gesorgt. 

1. Flensburger Urteil
Vor knapp zwanzig Jahren sah sich ein Richter am AG 
Flensburg mit einer Klage einer jungen Familie konfron-
tiert, die von ihrem Reiseveranstalter einen zehnprozen-
tigen Preisnachlass verlangte, weil sie in ihrem türki-
schen Hotel zehn Rollstuhlfahrern und deren Mühen bei 
der Nahrungsaufnahme ausgesetzt waren. Wie bereits in 
vorherigen Reisekosten-Entscheidungen43 sprach auch 
der Flensburger Richter den Klägern einen Preisnachlass 
zu. Dies begründete das Gericht damit, dass die Anwe-
senheit von Behinderten im Rahmen eines Erholungsur-
laubes Ekel verursache und ständig in einem ungewöhn-
lich dringenden Maße an die Möglichkeit menschlichen 
Leidens erinnere.44 Viel erschreckender als dieses un-
rühmliche Urteil ist die Solidarisierung der Flensburger 
Richter, die sich geschlossen den au%ommenden Pro-
testen der Behindertenverbände entgegenstellten. Diese 
Reisekosten-Rechtsprechung deutscher Gerichte führte 
sogar zu einem Eingreifen des Europäischen Parlaments, 
das 1992 eine Resolution verabschiedete, in der es die 
deutsche Regierung aufs schärfste ermahnte.45 

2. Menschen mit Behinderung als Lärmfaktor   
Eine weitere polarisierende Gerichtsentscheidung wur-
de 1998 vom OLG Köln getro#en. Das Gericht hatte 
über die Klage eines Nachbars einer Wohngruppe von 
sieben behinderten Menschen zu entscheiden. Der Klä-
ger verlangte Unterlassung der unerträglichen Lärmbe-
lästigung, die durch die unartikulierten Laute der Be-
hinderten entstehe. Das Gericht kam seinem Begehren 
nach und verbot den Bewohnern der Wohngruppe zu 
bestimmten Zeiten, im eigenen Garten Laute von sich 

42 !eresia Degener, Zwischen Ausgrenzung und Integration – Be-
hindertenalltag in Deutschland, in: Tessmer/Hutter (Hg.), Menschen-
rechte und Bürgergesellscha" in Deutschland, 1999, S. 119 (119).
43 LG Frankfurt a. M., NJW 1980, 1965 (1965).
44 LG Frankfurt a. M., NJW 1980, 1965 (1967).
45 'e European Parliament, Resolution on the rights of the mentally 
handicapped (EP-Resolution A3-0231/92).

zu geben.46 Ob diese Entscheidung mit Art. 3 III S. 2 GG 
vereinbar ist, erscheint zumindest fragwürdig. Die Ver-
fassungsnorm dient ihrem Telos nach der Sicherstellung 
und Gewährleistung einer gleichberechtigten Teilhabe 
am gesellscha"lichen Leben. Werden bereits unartiku-
lierte Laute von geistig schwer behinderten Menschen 
als nicht mehr zumutbar und als Belastung für Mitmen-
schen quali$ziert, so besteht für die Betro#enen keine 
Möglichkeit, in gleicher Art und Weise am gesellscha"-
lichen Leben teilzunehmen. 

3. Förderschulwesen
Der Gedanke, der dem heutigen Förderschulwesen in 
Deutschland zugrunde liegt, ist über 200 Jahre alt. Da-
mals gründete Samuel Heinicke in Leipzig sein schuli-
sches Förderzentrum für Gehörlose, das bis dahin ein-
zige seiner Art.47 Ca. 450.000 Schüler in Deutschland 
besuchen zurzeit sog. Förder- oder Sonderschulen.48 Die-
ses Schulmodell, das nach 1960 intensiv ausgebaut und 
gefördert wurde, steht seit geraumer Zeit in der Kritik. 
Die Feststellung sog. sonderpädagogischen Förderungs-
bedarfs49 und die damit verbundene Zuweisung auf eine 
Förderschule bedeutet regelmäßig den Ausschluss vom 
beru!ichen Ausbildungssystem, dem Hochschulsystem 
und dem Arbeitsmarkt.50 Lediglich 0,2 % der Schulab-
gänger erreichen auf der Förderschule das Abitur; über 
drei Viertel scha#en noch nicht einmal den Hauptschul-
abschluss.51 Die Schüler sind vom Lehrsto# o" unterfor-
dert. Diese Unterforderung führt mitunter dazu, dass 
die Betro#enen den Übergang von der Förder- in eine 
Regelschule nicht scha#en. Nach Beendigung der Schul-
zeit sind Arbeitslosigkeit52 oder eine Anstellung in einer 
Behindertenwerkstatt regelmäßig die einzigen Optionen. 
Die BRD hat mit über 80 % die höchste Sonderbeschu-
lungsrate in Europa.53 In anderen Ländern54 ist das För-
derschulwesen zugunsten eines integrativen Unterrichts 
in Regelschulen ganz abgescha* worden. Mit der P!icht 
zur Umsetzung des Art. 24 I 1 BRK, der die Gewährleis-

46 OLG Köln, NJW 1998, 763 (763).
47 Roland Itterheim, Brücken über die Stille, Ärzteblatt 'üringen 3 
(2009) S. 204 (205).
48 Lisa Pfall/Justin J. W. Powell, Draußen vor der Tür: Die Arbeits markt-
si tuation von Menschen mit Behinderung, APuZ 23 (2010), S. 31 (37).
49 Vgl. hierzu u. a. die Verordnung zur Feststellung sonderpädagogi-
schen Förderbedarfs in Nds. vom 01.11.1997.
50 Vgl. hierzu die Übersicht von Justin J. W. Powell/Kai Felkendor$/
Judith Hollenweger, Disability in the German, Swiss, and Austrian 
Higher Education Systems, in: Ga bel/Danforth (Hg.), Disability and 
the Politics of Education, 2008.
51 Vgl. Sekretariat der Kultusministerkonferenz, Sonderpädagogische 
Förderung in Schulen 1999 bis 2008. Statistische Verö#entlichungen 
der Kultus ministerkonferenz, Dokumentation Nr. 189 (2010), S. XVI.
52 Trotz eines allgemeinen Rückganges der Arbeitslosenzahl stieg 
die Arbeitslosenzahl Schwerbehinderter in den letzten drei Jahren 
um 15.000. Hierzu: !omas Öchsner, Arbeitsmarkt: Behinderte Men-
schen – Draußen vor der Tür, http://www.sueddeutsche.de/wirtscha"/
arbeitsmarkt-behinderte-menschen-draussen-vor-der-tuer-1.1099953 
(21.05.2011). 
53 Der EU-Durchschnitt liegt bei 20 %.
54 Vgl. Individuals with Disabilities Education Act in den USA oder 
Gesetz 517 in Italien.
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tung eines integrativen Bildungssystems vorschreibt, ist 
der deutsche Gesetzgeber gezwungen, sein Bildungssys-
tem neu zu überdenken. Ein System, in dem sich nicht 
die Schule dem einzelnen Schüler anpasst, sondern die 
Schüler in ein feststehendes System von Schulformen 
einsortiert, wird diesen Ansprüchen nicht gerecht.55 Da 
im föderalen Bildungssystem die Länder zur Umsetzung 
der Konvention zuständig sind und es innerhalb der Par-
teien bundesweit wenig Zuspruch für eine Abscha#ung 
des Förderschulwesens gibt, ist mit einer schnellen Än-
derung nicht zu rechnen. Bleibt neben der Ho#nung auf 
eine baldige, bundesweite Lösung nur die Möglichkeit, 
den Rechtsanspruch gegenüber dem Schulamt geltend zu 
machen und notfalls einzuklagen. 

4. PID-Entscheidung
Der 5. Strafsenat des Bundesgerichtshofes hat mit sei-
ner Entscheidung zur Präimplantationsdiagnostik (PID) 
vom 06.07.2010 für sehr viel Unverständnis und Wut in-
nerhalb der Behindertenverbände gesorgt. Bislang hat-
ten Ehepaare, die durch erbliche Vorbelastungen um 
die Gefahr einer lebensbedrohlichen Krankheit ihrer 
Neugeborenen wussten, nur die Möglichkeit, ein schwer 
krankes Ungeborenes im Wege einer Spätabtreibung tö-
ten zu lassen. Der angeklagte Gynäkologe aus Berlin ver-
fuhr in den drei angeklagten Fällen jedoch anders. Er 
wendete die PID, ein gentechnisches Analyseverfahren, 
das gesunde Embryos im Reagenzglas von kranken un-
terscheiden kann, an. Der Angeklagte war dadurch in 
der Lage, eine vorgeburtliche Auswahl zu tre#en und so 
das Risiko einer schweren Erkrankung des Neugebore-
nen auf null zu senken. Dieses PID-Verfahren war nach 
deutschem Recht jedoch verboten. Der BGH erklärte in 
seiner Entscheidung, dass ein solches Verfahren vor dem 
Hintergrund der Absichten und Wünsche der zukün"i-
gen Eltern legitim sei und in keiner Weise gegen das Em-
bryonenschutzgesetz verstoße.56 Die Kritik gegen dieses 
Urteil beruht vor allem auf dem Vorwurf, dass das Urteil 
des BGH ausschließlich die Interessen potenzieller El-
tern berücksichtige, die ihr Wunschkind ohne schwere 
Erkrankung oder Behinderung wissen möchten, und zu 
keiner Zeit auf die Interessen und Bedürfnisse der Men-
schen mit Behinderung oder chronischen Erkrankungen 
eingeht. Auch sei die Tragweite des Richterspruchs nicht 
bedacht worden. So stellt sich Christian Judith, bioethi-
scher Sprecher der Interessenvertretung Selbstbestimm-
tes Leben in Deutschland ISL e. V., die Frage: Wenn das 
Leben mit der befruchteten Eizelle beginnt und dann 
im sauberen Labor selektiert werden darf, warum dann 
nicht später? Warum nicht nach der Geburt, wenn das 
Kind erst später eine schwere Krankheit erwirbt?57 Der 
Gefahr einer neuen bioethischen Debatte in Deutschland 

55 Hans Wocken, Über Widersacher der Inklusion und ihre Gegenre-
den, APuZ 23 (2010), S. 25 (26).
56 BGH vom 06.04.2010 – 5 StR 386/09.
57 Pressemitteilung von Christian Judith vom 02.08.2010 (ISL e. V.).

über Behinderung oder Wert eines behinderten Lebens 
wurde am 06.07.2010 neuer Nährboden gegeben. Mit 
dem BGH-Urteil sah sich der Gesetzgeber gezwungen, 
schnellstmöglich gesetzgeberisch tätig zu werden. Am 
08.12.2011 trat § 3 a Embryonenschutzgesetz [ESchG] in 
Kra", der in Zukun" eine PID unter bestimmten Vor-
aussetzungen als nicht rechtswidriges Handeln quali$-
ziert.58 

III. Fazit 

Vor dem Hintergrund dieser ausgewählten Beispiele 
lässt sich die Bedeutung des UN-Übereinkommen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen erahnen. 
Zum ersten Mal werden in einem internationalen Völ-
kerrechtsvertrag explizit die Menschenrechte für Men-
schen mit Behinderungen thematisiert und allgemeine 
Erfordernisse für die Behindertenpolitik formuliert. Be-
hinderung wird in diesem Übereinkommen nicht mehr 
als psychisches oder physisches De$zit verstanden, son-
dern als normaler Bestandteil menschlichen Lebens und 
der Gesellscha" quali$ziert. Der Vertrag manifestiert 
den Übergang von sozialer Fürsorge und Rehabilitati-
on als Leitprinzip der Behindertenpolitik hin zur gleich-
berechtigten, selbstbestimmten Teilhabe von Menschen 
mit Behinderung. Bei jeder Maßnahme muss der Gesetz-
geber nun die Auswirkungen prüfen, die diese Regelung 
auf das Leben von Menschen mit Behinderungen hat. 
Dass sich der Bund dieser Aufgabe bewusst ist, zeigt die 
Rede von Bundeskanzlerin Merkel auf dem Jahresemp-
fang des Beau"ragten der Bundesregierung für die Be-
lange behinderter Menschen am 12.04.2011 in Berlin.64 
Den Worten müssen nun auch Taten folgen. 

Im 21. Jahrhundert muss die Gesellscha" ihren eigenen 
Ansprüchen gerecht werden und damit au+ören, Men-
schen, die nicht einem bestimmten Stereotyp entspre-
chen, auf deren abweichenden Merkmale zu reduzieren. 
Die Übergänge zwischen dem, was allgemein als ohne 
Behinderung oder als durchschnittliche Fähigkeit angese-
hen wird, und dem, was von diesem Durchschnitt ab-
weicht, sind !ießend. O" geschehen Diskriminierun-
gen völlig unbewusst und ungewollt. Hierfür muss der 
Blick geschär" werden. Das Ziel muss eine barrierefreie 
Gesellscha" sein, sei es im Bereich der ö#entlichen Ver-
kehrsmittel, dem Zugang zu Gebäuden oder in den Me-
dien. Ein Anfang kann auf sprachlicher Ebene gemacht 
werden. 

58 Vgl. § 3  a II ESchG.
59 Vgl. http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Rede/2011/04/ 
2011-04-12-merkel-jahresempfang-beau"ragter-be lange- be hin derter- 
menschen.html. 


